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mit Bundesrätin Doris Leuthard 
sprachen Dennis Bühler und
Antonio Fumagalli 

S eit ein paar Wochen arbeiten 
alle Redaktionen der Somedia
unter einem Dach im Westen 
der Stadt Chur. Bundesrätin 
Doris Leuthard wird den Bau 

heute Freitag höchstpersönlich einwei-
hen. Zuvor traf sie die «Südostschweiz»
zum Gespräch über den Zustand der 
Branche, die anstehende Abstimmung 
über die Billag-Gebühren und das
Schweizer Fernsehen.

Frau Bundesrätin, heute weihen Sie
das neue Medienhaus von Somedia 
in Chur ein. In diesem arbeiten die 
Radio-, die Fernseh-, die Print- und 
die Online-Redaktion neu eng zu-
sammen. Ein richtiger Schritt?
DORIS LEUTHARD: Ich kann diese
Strategie gut nachvollziehen. Durch
das Internet hat sich die Medienwelt 
komplett verändert, der Onlinebereich 
ist bei den meisten Medienhäusern ein 
sehr wichtiger Teil geworden, auch was
die Werbeeinnahmen und somit die Fi-
nanzierung des Journalismus angeht.
Eine engere Kooperation zwischen den 
verschiedenen Redaktionen ermög-
licht es, Kosten zu sparen. Weil nie-
mand weiss, wie sich die Medienwelt 
in den kommenden Jahren entwickeln 
wird, stellt die konvergente Arbeits-
weise für ein Unternehmen auch eine 
Risikominimierung dar.

Welche langfristigen Perspektiven 
sehen Sie für ein regional tätiges 
Medienunternehmen wie Somedia?
Studien der Universität Zürich zeigen,
dass gerade bei lokaler und regionaler 
Presse das Informationsbedürfnis der 
Bevölkerung ungebrochen gross ist.
Die Leute wollen wissen, was im Turn-
verein oder bei Gemeinderatswahlen 
geschieht – Dinge, die weder eine über-
regionale Tageszeitung noch ein On-
lineportal abdecken können. Um regio-
nale Medienhäuser mache ich mir des-
halb keine Sorgen, obwohl auch ihre 
Werbeeinnahmen in den letzten Jah-
ren zurückgegangen sind.

Ist der Journalismus in der Krise?
Nein. Kritischer Journalismus, der nicht
bloss Kurzmeldungen abdruckt, son-
dern Sachverhalte einordnet und kom-
mentiert, wird bleiben und hat Zukunft,
sei es im Print- oder im Onlinebereich.
Journalismus muss den Menschen hel-
fen, die Welt zu verstehen – im Kleinen 
wie im Grossen. Es findet zwar ein
Strukturwandel statt. Doch am Job des 
Journalisten, Informationen einzuord-
nen, hat sich nichts geändert.

Im Kanton Graubünden als Kern-
gebiet von Somedia ist die Medien-
konzentration verhältnismässig
weit fortgeschritten – es gibt wenig 

Konkurrenz für den Konzern von 
Hanspeter Lebrument. Machen Sie 
sich Sorgen um die Medienvielfalt 
in gewissen Landesteilen?
Eine Konzentration des Eigentums ist 
feststellbar: Es gibt immer weniger, da-
für grössere Verlage.Aber aus Sicht des 
Konsumenten sehe ich keine Proble-
me. Zum einen, weil die Redaktionen 
unabhängig sind und sich auch inner-
halb eines Verlages konkurrenzieren.
Zum anderen, weil das Angebot in den 
letzten 20Jahren stark zugenommen 
hat: Es gibt mehr private Radio- und 
TV-Stationen als jemals zuvor – und 
online gibt es derart viele Angebote,
dass der Konsument schon fast Mühe 
hat, sich noch zurechtzufinden.

Sie haben seit Jahrzehnten mit
Journalisten zu tun. Sind wir bes-
ser oder schlechter geworden?
Die Qualität ist nicht schlechter gewor-
den, viele Journalisten sind auch gut 
ausgebildet. Guter Journalismus be-
dingt allerdings genügend Zeit zur Re-
cherche und Reflexion und grosse Fach-
kenntnis,Sie aber stehen unter grossem
Zeit- und Kostendruck. Kein Wunder,
schreiben sich die Journalisten manch-
mal gegenseitig ab – der Copy/Paste-
Journalismus hat etwa am Sonntag auf
Online-Kanälen eindeutig zugenom-
men. Die Medienhäuser müssen sich 
fragen, welches Qualitätsniveau sie
wollen, weil letztlich die Glaubwürdig-
keit ihrer Produkte auf dem Spiel steht.

Wie können die Arbeitsbedingungen
der Journalisten verbessert werden?

Im Gegensatz zur Deutschschweiz, wo 
wir seit elf Jahren einen vertragslosen 
Zustand haben, existiert in der Roman-
die noch ein Gesamtarbeitsvertrag.
Dieser wirkt sich spürbar positiv auf 
das Qualitätsniveau aus.

Setzt sich der Bund dafür ein, dass 
im Tessin und in der Deutsch-
schweiz ein neuer GAV zustande
kommt?
Gesamtarbeitsverträge sind Sache der 
Sozialpartner, der Bundesrat mischt
sich weder bei den Metallarbeitern

noch bei den Detailhändlern noch bei 
den Medienschaffenden ein. Aber ich 
würde mir sehr wünschen, dass sich 
die Verleger gesprächsbereiter zeigen 
und sich mit den Gewerkschaften eini-
gen können.

Welche Medien konsumieren Sie
persönlich?
Ich will und muss berufshalber stän-
dig informiert sein. Selbst während Sit-
zungen informiere ich mich falls nötig 
auf dem Handy oder dem Tablet. Aber 
ich mag auch Papier sehr gerne, ich bin
in dieser Hinsicht vielleicht etwas alt-
modisch (lacht). Ich lese täglich mehre-
re Schweizer und mindestens zwei
internationale Zeitungen. Fernsehen
kommt am ehesten zu kurz, weil mir 
schlicht die Zeit fehlt. Sitze ich mal vor 
dem TV, schaue ich lieber etwas Unter-
haltsames oder eine Sportsendung.

Wann haben Sie sich zum letzten 
Mal so richtig über eine Sendung 
der SRG geärgert?
Das passiert regelmässig, ich will hier 
aber keine einzelne nennen. Man kann 
nicht den Anspruch haben, dass ein 
Sender stets nur bringt, was einem ge-
fällt. Nur schon innerhalb der Familie 
gibt es manchmal Streit um die Fern-
bedienung – das lässt sich nicht ver-
meiden und ist auch gut so.

Eine SRF-Sendung, über die Sie sich 
sicherlich nicht aufregen mussten,
war der kürzlich ausgestrahlte Dok-
Film über Ihre Rolle bei der Ener-
giewende: kaum kritische Fragen,
wenig Widerspruch – eine eigentli-
che Huldigung. Stellen Sie sich so 
kritischen Journalismus vor?
Ich habe mir diesen Film nicht ange-
schaut. Deshalb werde ich ihn nicht 
kommentieren. Meine Mitarbeiter fan-
den ihn jedenfalls nicht speziell.
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Bund sucht Käuferschaft für Amphitheater
Der Bund sucht derzeit einen Käufer für das älteste römische Amphi-
theater der Schweiz: Dieses steht im ehemaligen Vindonissa, dem 
heutigen Windisch im Kanton Aargau. Historische Bauten zu pflegen 
sei keine Kernkompetenz des Bundes, heisst es zur Begründung beim 
Bundesamt für Bauten und Logistik (BBL). Daher werden nun erst der 
Kanton und die Gemeinde gefragt, ob sie das Theater kaufen wollen.
Zeigen sie kein Interesse, könnte theoretisch auch ein Privater zuschla-
gen. Allerdings müsste dieser garantieren, dass er für den Unterhalt,
die Sanierung und den Erhalt des Kulturgutes sorgt. (sda)

BERN

Ammann Gruppe muss 
nicht nachsteuern
Die Ammann Gruppe hat im 
letzten Jahrzehnt womöglich zu 
wenig Steuern bezahlt, weil der 
Kanton Bern die Offshore-Konst-
rukte des Langenthaler Konzerns 
nur lückenhaft untersuchte. Zu 
diesem Schluss kommt die Eidge-
nössische Steuerverwaltung 
(ESTV). Die ESTV fand nichts, das 
aus ihrer Sicht eine nachträgliche 
Korrektur der Veranlagungen 
rechtfertigen würde. Die Veranla-
gungen sind damit rechtsbestän-
dig. (sda)

BASEL

Franken-Schock trübt 
Aussichten der Hotellerie 
Die Aufhebung des Euro-Mindest-
kurses trübt die Aussichten der 
Schweizer Hotellerie massiv ein.
Bereits bestehende Buchungen 
federn aber im laufenden Jahr 
den Wechselkursschock noch 
etwas ab. Im kommenden Jahr 
dürfte der Rückschlag aber deutli-
cher ausfallen. Gemäss den neus-
ten Branchenprognosen erwartet 
das Forschungsinstitut BakBasel 
für 2015 einen Rückgang der 
Wertschöpfung im Schweizer 
Beherbergungssektor von 
0,7 Prozent. Der Wertschöpfungs-
rückgang für 2016 wird auf 
1,7 Prozent veranschlagt. (sda)

NEW YORK

Deutsche Bank zahlt  
Milliarden Dollar Busse 
Die Deutsche Bank muss wegen 
Verstrickungen in den Libor-
Skandal um manipulierte Zinssät-
ze eine Rekordstrafe von 2,5 Mrd.
US-Dollar zahlen. Die Bank ver-
ständigte sich mit mehreren 
Behörden in den USA und Gross-
britannien auf einen Vergleich. Es 
ist die höchste bislang von angel-
sächsischen Finanzwächtern ver-
hängte Busse gegen eine Bank in 
diesem Fall. (sda)

NIAMEY

Meningitis fordert im Niger 
schon 85 Tote 
Die Regierung des westafrikani-
schen Staates Niger schliesst we-
gen eines Meningitis-Ausbruchs 
mit inzwischen 85 Toten zeitwei-
se alle Schulen. So soll eine 
weitere Verbreitung der Hirn-
hautentzündung vermieden und 
einer laufenden Impfkampagne 
mehr Zeit gegeben werden. Wie 
das Gesundheitsministerium mit-
teilte, sollen die Schulen von 
Donnerstag bis einschliesslich 
Montag geschlossen bleiben. Seit 
Januar gab es in dem armen 
Sahel-Staat bereits 908 Fälle von 
Meningitis. Betroffen sind vor 
allem Kinder bis 15 Jahren. Minis-
terpräsident Brigi Rafini rief nach 
internationaler Hilfe. (sda)

Im Interview: Medienministerin Doris Leuthard

«Wer der SRG 
schaden möchte,
muss der Vorlage
zustimmen»
Sie sei nicht der verlängerte Arm der SRG, sagt Medienministerin Doris Leuthard 
im Gespräch zur Abstimmung über das Radio- und Fernsehgesetz von Mitte Juni.
Wer die Vorlage annehme, zementiere nicht die privilegierte Rolle des Schweizer 
Fernsehens, sondern weise lokalen Radio- und TV-Stationen mehr Geld zu.
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Bleiben Sie tagsüber
auf dem Laufenden 
Über die Kanäle der
Südostschweiz (Twitter,
Facebook und Online) sind
Sie stets gut informiert
und unterhalten.

Twitter
@suedostschweiz

Facebook
Südostschweiz

Online
suedostschweiz.ch

Bundesrätin Leuthard zu 
Besuch im Medienhaus
Somedia feiert heute die
offizielle Eröffnung des neuen 
Medienhauses in Chur. Zu diesem 
Anlass wird Bundesrätin Doris 
Leuthard in die Bündner Haupt-
stadt reisen. Die Schweizer 
Medienministerin wird zusammen 
mit 120 Vertretern aus Politik, 
Behörden, Wirtschaft und Medien 
heute Nachmittag die modernen 
Räumlichkeiten der Somedia 
besuchen und mit «Südost-
schweiz»-Chefredaktor David 
Sieber zum Thema «Wer spricht 
hier von Krise?» diskutieren.
Der Anlass ist nicht öffentlich, TV 
Südostschweiz und Radio Süd-
ostschweiz berichten über den 
Besuch Leuthards in Chur. (hape)

Bericht in Radio
Südostschweiz:
heute nach 17 Uhr

Bericht in TV Südostschweiz:
heute, 18 Uhr

«Ich würde mir
sehr wünschen,
dass sich die 
Verleger 
gesprächsbereiter 
zeigen.»
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Im erläuternden Bericht zur Geset-
zesrevision vom April 2012 steht:
«Die direkte Demokratie in der
Schweiz ist heute auf Radio und
Fernsehen angewiesen und wäre
ohne diese Medien kaum mehr
funktionsfähig.» Nun sagen Sie
aber bei jeder Gelegenheit, dass die 
anstehende Abstimmung nichts
mit Service public zu tun habe.
Warum kuschen Sie plötzlich?
Sie hat wirklich nichts damit zu tun.
Für die SRG etwa bliebe bei einem
Nein ja alles beim Alten. Wir stimmen 
einzig darüber ab, wie wir die Gebüh-
ren einziehen. Eine breite Diskussion 
über Service public wird aber schon 
sehr bald folgen, ein entsprechender 
Bericht ist in Bearbeitung. Stellen wir 
Änderungsbedarf fest, kann dies bis zu 
einer Verfassungsänderung führen.

Zuerst die Finanzierung klären
und erst dann eine Grundsatzdis-
kussion führen – das ergibt doch 
keinen Sinn.
Die Reihenfolge hat sich aus den Dis-
kussionen im Parlament so ergeben.
Schon seit Jahren ist klar, dass wir ein

neues Inkasso-System brauchen, weil
der Medienkonsum nicht mehr an her-
kömmliche Empfangsgeräte gekoppelt
ist. Die meisten Haushalte und Betriebe
verfügen heute über Internet und kön-
nen so auch Radio und TV empfangen.
Die Service-public-Diskussion hingegen
kam erst in letzter Zeit auf. Deshalb
wird es nun auch einen Bericht dazu
geben, um eine fundierte Debatte füh-
ren zu können. Es hat sich gezeigt, dass
viele Junge nicht mehr verstehen, wes-
halb sie für das Schweizer Fernsehen
bezahlen sollen, obwohl sie dessen Ka-
näle nie oder fast nie einschalten. Zu-
dem fragen sich viele, weshalb sie Pro-
gramme für die italienischsprachige
Schweiz querfinanzieren sollen.Es fehlt
offensichtlich auch an Gemeinsinn.

Jedenfalls ist Ihr Schachzug clever: 
Weil die Billag-Gebühren für den 
einzelnen Haushalt von 462 auf 400 
Franken pro Jahr sinken, ist die Op-
position gering. Tatsächlich aber ze-
mentieren Sie das Monopol der SRG.
Entweder haben Sie den Abstim-
mungstext noch nicht gelesen oder ihn
missverstanden. Ihre Behauptung ist 
nämlich falsch. Die SRG erhält genau 
gleich viel Geld, egal, ob die Bevölke-
rung Nein oder Ja sagt zum RTVG. Die 
lokalen Radio- und TV-Stationen hin-
gegen erhalten in Zukunft mehr Ge-
bührengelder, wenn die Vorlage durch-
kommt. Ketzerisch könnte man sagen: 
Wer der SRG schaden möchte, muss 
dieser Vorlage zustimmen.

Die Finanzierung der SRG aber wä-
re auf lange Sicht gesichert – dies 
hilft ihrer Vormachtstellung.

Auch das ist falsch. Wie bereits heute 
kann der Bundesrat die Höhe der Ge-
bühren jedes Jahr neu festlegen. Wenn 
wir dies für richtig halten, können wir 
sie auch senken. So eben auch für den 
Fall, dass man den Service-public-
Inhalt anders definieren oder mehr
Pay-TV wollte.

Dank der Zuwanderung nimmt die 
SRG ohnehin jedes Jahr mehr Geld 
ein – in den letzten 15Jahren wa-
ren es fast 150Millionen Franken.
Nur weil mehr Leute zusehen kön-
nen, wird Fernsehmachen aber
nicht teurer.
Das ist so und gibt dem Bundesrat
Spielraum, in Zukunft auch über Ge-
bührensenkungen nachzudenken. We-
gen der Annahme der Masseneinwan-
derungsinitiative wird die Bevölkerung

über, sagen wir, die Fussball-Challenge-
League informiert sind? Oder Rand-
sportarten wie Kunstturnen oder Vol-
leyball? Das wäre, wie wenn wir bloss 
noch eine Zugverbindung von Zürich 
nach Bern und keine Regionalverbin-
dungen mehr anbieten würden.

Können Sie nachvollziehen, dass
der Gewerbeverband das Referen-
dum gegen das neue Gesetz ergrif-
fen hat?
Auf der einen Seite gibt es immer die-
jenigen, die – nett ausgedrückt – die 
SRG einfach nicht mögen. Zahlreiche 
Firmen haben bis jetzt, bewusst oder 
unbewusst, nicht bezahlt und müssen 
es künftig tun, da praktisch alle Inter-
net-Zugang, Radio oder TV haben und 
so Programme empfangen. Aber soll 
man denn Trittbrettfahrer einfach
weiter bevorteilen? Und dann gibt es 
die Ideologen, die sich per se gegen Ab-
gaben wehren.

Das Gewerbe findet es ungerecht,
dass Firmen Gebühren bezahlen
müssen, obwohl ihre Mitarbeiter
schon zu Hause bezahlen.
Das ist ja heute schon so.Offenbar gibt 

Es gibt aber auch Unternehmen,
die künftig massiv mehr bezahlen 
müssten, im Extremfall bis zu
39000Franken pro Jahr. Ist das ge-
recht?
Dies gilt für rund 345Unternehmen,
die mehr als eine Milliarde Umsatz
machen. Aber es gibt tatsächlich Fälle,
bei denen die Abgabe fürs Unterneh-
men etwas happig ausfallen würde.

Kommen Sie diesen Firmen ent-
gegen?
Ich schliesse nicht aus, dass wir auf 
Verordnungsstufe mit der Steuerver-
waltung noch eine Härtefallregelung 
finden. Da laufen Gespräche.

Wie könnte so eine Lösung konkret 
aussehen?
Entscheidend für die Berechnung der 
Abgabe ist der Umsatz eines Unterneh-
mens.Die Leidtragenden des neuen Ge-
setzes sind somit Firmen mit hohen 
Umsatzzahlen, aber kleinen Margen – 
etwa im Autogewerbe. Wir prüfen, ob 
da noch was drinliegt.

Dem Volk werden am 14. Juni drei 
weitere Abstimmungen vorgelegt,

initiative eine mit mindestens so 
weitreichenden Folgen. Warum
wird dennoch am emotionalsten
über das RTVG-Gesetz diskutiert?
Ich stelle fest, dass die SRG viele Feinde 
hat – gerade unter Journalisten. Da
spielen wohl auch gewisse Ressenti-
ments mit. Auf der anderen Seite hat 
die SRG eine Machtposition, die sie
ausspielt. Da verstehe ich auch die Ver-
leger, die andere Interessen wahren.

Sie sehen viele SRG-Feinde. Sind Sie 
deshalb solch eine SRG-Freundin?
Es wird uns immer vorgeworfen, wir 
seien der verlängerte Arm der SRG.

Das ist falsch. Wir sind neutral, denn 
wir beaufsichtigen die SRG und führen 
harte Gespräche.Es gibt die Programm-
autonomie, aber die Finanzierung kon-
trolliert der Bund.

Doris Leuthard …

… ist seit dem 1. November 2010 
Vorsteherin des Departements 
für Umwelt, Verkehr, Energie 
und Kommunikation (Uvek).
Nach ihrer Wahl in den Bundesrat 
als Nachfolgerin von Joseph 
Deiss im Jahr 2006 war sie vier 
Jahre Vorsteherin des Volkswirt-
schaftsdepartements. Leuthard 
wurde 1999 in den Nationalrat ge-
wählt und präsidierte von 2004 
bis 2006 die CVP Schweiz. Sie 
hat an der Universität Zürich 
Rechtswissenschaften studiert 
und war Partnerin in einem An-
waltsbüro. Die 52-Jährige lebt in 
Merenschwand im Kanton Aargau 
und ist verheiratet.

«Wenn wir es für 
richtig halten,
können wir die 
Billag-Gebühren 
auch senken.»

derungsinitiative wird die Bevölkerung
in Zukunft aber nicht im gleichen Tem-
po anwachsen wie bisher. Zudem hatte
und hat die SRG grössere technische
Investitionen zu tätigen, die aus unse-
rer Sicht eine jährliche Abgabe von
400Franken pro Haushalt rechtfertigen.

Machen wir ein paar ganz konkre-
te Beispiele: Der Radiosender SRF4 
News hat einen Marktanteil von
unter einem Prozent. Bringt das
die Schweizer Demokratie weiter?
Es ist nicht meine Sache, das zu ent-
scheiden. Wir haben die Programm-
autonomie in der Verfassung garan-
tiert, da mischt sich der Bundesrat
nicht ein.

Die zweiten Kanäle der Landes-
sender zeigen vor allem Sport und 
Unterhaltung. Ist das Service public?
Sport ist Teil des Service publics, ja.

Auch ein Fussballspiel der Cham-
pions League? Es gibt doch 
genügend private TV-
Stationen, die diese
Spiele übertragen
würden.
Es ist etwas billig zu 
sagen, bei der einen
Sportart ziehen wir
uns zurück und bei
der anderen nicht.
Wer würde in einem 
komplett liberali-
sierten Markt
dafür sorgen,
dass die
Leute 
auch 

Das ist ja heute schon so.Offenbar gibt 
es aber derzeit noch Schwarzseher
und -hörer in den Unternehmen,
obwohl ja nur schon alle Fir-
menautos ein Autoradio
haben, um ein Bespiel zu 
nennen. Das Problem ist 
das gleiche wie bei den
Privatpersonen: Praktisch 
alle besitzen heut-zutage
einen Internetanschluss
und empfangs-
fähige Geräte. Sollen wir 
besser allen Unterneh-
men ständig die Billag
auf den Hals hetzen? Die 
Bürokratie ausbauen?
Das ist nicht mehr zeit-
gemäss. Und vergessen 
wir nicht: 75Prozent
der Unternehmen be-
zahlen mit dem neuen
Gesetz keine Abgabe, für 
weitere neun Prozent gilt
ein günstigerer Tarif als
heute.

weitere Abstimmungen vorgelegt,
darunter mit der Erb-

schaftssteuer- Was passiert, wenn das Volk im
Juni Nein sagt?
Dann bleiben wir bei einem bürokrati-
schen, antiquierten Gebührenmodell.
Und ich sage an die Adresse all jener,
welche die SRG schwächen wollten: Ihr
habt das alte System soeben zemen-

tiert. Der SRG würde es bei einem 
Nein genau gleich gut gehen, aber 
die lokalen Anbieter hätten einen 
kleineren Gebührenanteil. Zudem 
kann ich nicht ausschliessen, dass 
die Billag mehr kontrollieren wür-
de. Das mag ja aber niemand.

Dafür würde die Diskussion um 
die nötige Grösse und den Leis-

tungsumfang der SRG umso mehr 
geführt. Jene Kräfte erhielten Auf-
trieb, die das Angebot auf die Infor-
mation beschränken wollen und
die SRG in einem Extremszenario 
gar privatisieren wollen.
Das halte ich für komplett weltfremd.
Nur schon ein mehrsprachiges Ange-
bot würde ein Privater von sich aus nie

finanzieren wollen. Viele Sendun-
gen würden nicht mehr pro-

duziert, weil es nicht ren-
tiert, und man müsste 

viel mehr im Aus-
land einkaufen.

Das wäre nicht
mehr die vielfäl-
tige Schweiz,
wie wir sie ken-
nen und auch 
schätzen.

«Ich stelle fest, dass 
die SRG viele Feinde 
hat – gerade unter 
Journalisten.»

Radio- und 
Fernsehgebühren
suedostschweiz.ch/dossier
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